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Der Bundesminister des Innern 

VII 1-131 111/11 II 


Bonn, den 2. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Reform von Parlaments- und Regierungsarbeit 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dorn, Moerscb und 
der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3253 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Welche Vorarbeiten sind für die vom Bundesminister des Innern 
in seinem Vortrag vor der Evangelischen Akademie Tutzing am 
8. Juli 1968 geforderte Parlamentsreform bereits geleistet 
worden? 


Die Reform der Parlamentsarbeit ist eine Aufgabe des in der 
Gestaltung seiner inneren Ordnung autonomen Deutschen Bun- 
destages. Die Bundesregierung hat daher keine spezifischen 
Vorarbeiten für eine Parlamentsreform geleistet. Aus den Über- 
legungen zur Modernisierung von Bundesregierung und 
Bundesverv/altung ergeben sich jedoch Anregungen für Ver- 
besserungen des Arbeitsablaufes im Bundestag, die die Bundes- 
regierung zu gegebener Zeit dem Vorstand des Deutschen 
Bundestages mitteilen wird. 

2. Worin besteht die vom Bundesminister des Innern im gleichen 
Vortrag gerügte Schwerfälligkeit der „Staatswillensbildung" in 
Parlament und Regierung? 

Der Bundesminister des Innern hat in seinem Vortrag „die Um- 
ständlichkeit, Schwerfälligkeit und Langsamkeit des mit den 
Mitteln der parlamentarischen Demokratie vorgenommenen 
Prozesses der Staatswillensbildung“ nicht gerügt, sondern sie 
der Arbeitsweise der Diktaturen gegenübergestellt und dabei 
dargelegt, daß der Arbeitsstil der parlamentarischen Demokratie 
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durch den Willen zur ausführlichen Diskussion und durch die 
Sicherung gegen Machtmißbrauch geprägt ist. Damit hat der 
Bundesminister des Innern nur die allgemein bekannten und 
darum nicht weiter erläuterungsbedürftigen Unterschiede der 
Arbeitsweise einer parlamentarischen Demokratie gegenüber 
den raschen Handlungsmöglichkeiten einer Diktatur erwähnt 
und zugleich dargelegt, daß die Nachteile, die in dem Zeitbedarf 
für die Staatswillensbildung erblickt werden, durch den Wert 
der demokratischen Regierungsform für die Freiheit und Würde 
des Staatsbürgers aufgewogen werden. Dies steht jedoch nicht 
der Erkenntnis entgegen, daß die Arbeit von Regierung und 
Verwaltung in technischer Hinsicht erheblich verbessert werden 
kann, womit zugleich ein Teil der Schwierigkeiten bei der 
Staatswillensbildung zu beseitigen wäre. 


3. Zu welcher Auffassung ist die Bundesregierung über die Reform 
von Parlaments- und Regierungsarbeit bisher gelangt? 

Die Bundesregierung ist zu der Auffassung gekommen, daß um> 
fassende Reformmaßnahmen für die Modernisierung von Regie- 
rung und Verwaltung eingeleitet werden müssen. Sie hält es 
für erforderlich, Regierung und Verwaltung strukturell, arbeits- 
organisatorisch und technisch den modernen Bedürfnissen und 
Bedingungen anzupassen und eine optimale Funktionsfähigkeit 
zu erreichen. Die Bundesregierung hat daher einen „Kabinetts- 
ausschuß für die Reform der Struktur von Bundesregierung und 
Bundesverwaltung" eingerichtet. 


4. Läßt sich die Bundesregierung bei derzeitigen Plänen von Ver- 
tretern der Wissenschaft beraten? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, zu ihren Reformarbeiten 
Wissenschaftler, aber auch Organisationsfachleute aus dem Be- 
reich der Wirtschaft mit heranzuziehen. 


5. Welches Ressort innerhalb der Bundesregierung ist federführend 
für die geforderte Reform von Parlaments- und Regierungs- 
arbeit? 


Für Entwurf und Durchführung des Gesamtprojektes der Reform 
von Regierung und Verwaltung ist der unter 3. erwähnte Kabi- 
nettsausschuß unter der Leitung des Bundeskanzlers eingesetzt 
worden. Die Federführung für diese Fragen liegt beim Bundes- 
minister des Innern, soweit nicht die Zuständigkeit des Bundes- 
kanzlers gegeben ist. 


6. Wie wird mit dem Ziel der Parlamentsreform mit dem Voi stand 
des Deutschen Bundestages zusammengearbeitet? 


Im Zuge der Arbeiten an der Refprm der Struktur von Bundes- 
regierung und Bundesverwaltung wird die Zusammenarbeit mit 
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dom Vorstand des Deutschen Bundestages zunehmend vertieft 
werden. Dabei ist vor allem daran gedacht, die bei der Arbeit an 
der Regierungsreform gewonnenen Erkenntnisse dem Deutschen 
Bundestag zur Verfügung zu stellen. 

7. Welche Auswirkungen wird die Reform der Arbeit des Bundes- 
tages auf den Bundesrat haben? 

Da noch nicht zu übersehen ist, welche Reformen der Deutsche 
Bundestag für seine Arbeit beschließen wird, kann über die 
Auswirkungen auf den Bundesrat noch nichts gesagt werden. 
Die Bundesregierung wird jedoch auch den Bundesrat zu ge- 
gebener Zeit über die für dessen Arbeit bedeutsamen Aspekte 
ihrer Reformvorstellungen unterrichten. 


8. In welcher Weise wird eine Reform der Regierungsarbeit sich 
auf den öffentlichen Dienst auswirken? 

Die Auswirkungen der Verwaltungsreform auf den öffentlichen 
Dienst sind noch nicht voll zu übersehen. Sicher erscheint jedoch, 
daß die Ausbildung und Fortbildung verbessert werden muß, 
damit ein hohes Leistungsniveau der Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes erreicht wird, das sie befähigt, den Anforderun- 
gen eines modernen Staatswesens in jeder Hinsicht gerecht zu 
werden. 


9. Hat die Bundesregierung bisher die Möglichkeiten der Zusam- 
menlegung einzelner Bundesressorts mit dem Ziel der Ein- 
sparung verschiedener Bundesministerien geprüft? Wenn ja, mit 
welchem Ergebnis, wenn nein, warum nicht? 

Die Bundesregierung prüft auch die Möglichkeit der Zusammen- 
legung einzelner Bundesressorts. Sie ist der Auffassung, daß 
dabei jedoch sehr sorgfältig die Auswirkungen auf die nach- 
geordneten Behörden untersucht werden müssen. Das Ziel einer 
etwaigen Zusammenlegung von Bundesressorts sollte nicht nur 
die optimale Verringerung der Zahl der Bundesministerien, 
sondern eine durchgreifende Rationalisierung im gesamten Ver- 
waltungsstrang sein. Das bedingt sorgfältige Organisations- 
analysen, die innerhalb der angelaufenen Reformarbeit vorge- 
sehen sind. 


Benda 
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